
Sehr geehrte Dauercamper! 
 
Wir als Betreiber der Campingplätze sind verpflichtet ihre Daten an die Gemeinde zwecks 
Erfassung der Zweitwohnsitzsteuer aus folgenden Gründen weiterzuleiten. 
 
 
Auszug aus der Satzung über die Erhebung einer Zweitwohnungssteuer in der Gemeinde Rechlin 
vom 30.11.2020: 
 
§ 7 Anzeige- und Mitteilungspflicht  
(1) Das Innehaben einer Zweitwohnung oder deren Aufgabe ist der Gemeinde innerhalb einer 
Woche anzuzeigen.  
(2) Der Inhaber der Zweitwohnung ist verpflichtet, der Gemeinde alle erforderlichen Angaben zur 
Ermittlung des Mietaufwandes gemäß § 4 zu machen.  
(3) Wenn die Beteiligten den Sachverhalt nicht aufklären können oder die Bemühungen um eine 
Aufklärung erfolglos erscheinen, sind auch andere Personen, insbesondere vom Inhaber 
beauftragte Vermieter, Verpächter oder Vermittler von Zweitwohnungen im Sinne von § 2 
verpflichtet, der Gemeinde auf Anfrage die für die Steuerfestsetzung relevanten Tatbestände nach 
§ 12 Kommunalabgabengesetz KAG M-V i. V. m. § 93 Abgabenordnung mitzuteilen.  
 
Auszug aus § 93 Abgabenordnung (AO) – Absätze 1 – 6: 
§ 93 Auskunftspflicht der Beteiligten und anderer Personen 
(1) Die Beteiligten und andere Personen haben der Finanzbehörde die zur Feststellung eines für 
die Besteuerung erheblichen Sachverhalts erforderlichen Auskünfte zu erteilen. Dies gilt auch für 
nicht rechtsfähige Vereinigungen, Vermögensmassen, Behörden und Betriebe gewerblicher Art 
der Körperschaften des öffentlichen Rechts. Andere Personen als die Beteiligten sollen erst dann 
zur Auskunft angehalten werden, wenn die Sachverhaltsaufklärung durch die Beteiligten nicht zum 
Ziel führt oder keinen Erfolg verspricht. 
(1a) Die Finanzbehörde darf an andere Personen als die Beteiligten Auskunftsersuchen über eine 
ihr noch unbekannte Anzahl von Sachverhalten mit dem Grunde nach bestimmbaren, ihr noch 
nicht bekannten Personen stellen (Sammelauskunftsersuchen). Voraussetzung für ein 
Sammelauskunftsersuchen ist, dass ein hinreichender Anlass für die Ermittlungen besteht und 
andere zumutbare Maßnahmen zur Sachverhaltsaufklärung keinen Erfolg versprechen. Absatz 1 
Satz 3 ist nicht anzuwenden. 
(2) In dem Auskunftsersuchen ist anzugeben, worüber Auskünfte erteilt werden sollen und ob die 
Auskunft für die Besteuerung des Auskunftspflichtigen oder für die Besteuerung anderer Personen 
angefordert wird. Auskunftsersuchen haben auf Verlangen des Auskunftspflichtigen schriftlich zu 
ergehen. 
(3) Die Auskünfte sind wahrheitsgemäß nach bestem Wissen und Gewissen zu erteilen. 
Auskunftspflichtige, die nicht aus dem Gedächtnis Auskunft geben können, haben Bücher, 
Aufzeichnungen, Geschäftspapiere und andere Urkunden, die ihnen zur Verfügung stehen, 
einzusehen und, soweit nötig, Aufzeichnungen daraus zu entnehmen. 
(4) Der Auskunftspflichtige kann die Auskunft schriftlich, elektronisch, mündlich oder fernmündlich 
erteilen. Die Finanzbehörde kann verlangen, dass der Auskunftspflichtige schriftlich Auskunft 
erteilt, wenn dies sachdienlich ist. 
(5) Die Finanzbehörde kann anordnen, dass der Auskunftspflichtige eine mündliche Auskunft an 
Amtsstelle erteilt. Hierzu ist sie insbesondere dann befugt, wenn trotz Aufforderung eine 
schriftliche Auskunft nicht erteilt worden ist oder eine schriftliche Auskunft nicht zu einer Klärung 
des Sachverhalts geführt hat. Absatz 2 Satz 1 gilt entsprechend. 
(6) Auf Antrag des Auskunftspflichtigen ist über die mündliche Auskunft an Amtsstelle eine 
Niederschrift aufzunehmen. Die Niederschrift soll den Namen der anwesenden Personen, den Ort, 
den Tag und den wesentlichen Inhalt der Auskunft enthalten. Sie soll von dem Amtsträger, dem 
die mündliche Auskunft erteilt wird, und dem Auskunftspflichtigen unterschrieben werden. Den 
Beteiligten ist eine Abschrift der Niederschrift zu überlassen. 


